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Nach dem Nationalrat hat sich auch die stände-
rätliche Kommission für so ziale Sicherheit  
und Gesundheit (SGK-S) für die Aufteilung der IV-
Revision 6b ausgesprochen. Die Kürzung der 
Kinderrenten (die eigentlich Zulagen für inva-
lide Eltern sind) sowie die Anpassung der Rei-
sekosten sollen zurückgestellt und erst wieder 
aufgenommen werden, wenn sich der IV-
Haushalt schlechter als die (zweckoptimistischen) 
Annahmen entwickelt. Die beiden Räte re-
duzierten zudem das Sparvolumen der bundes-
rätlichen Vorlage mit weiteren Änderungen  
so, dass von 325 Millionen Franken in der Bot-
schaft noch etwa 150 Millionen in der Version 
des Ständerats und 40 Millionen gemäss Na tio-
nalrat übrig blieben.

Mit diesen Beschlüssen verabschiedet sich das 
Parlament vom ursprünglichen Plan für die 
Sanierung der IV. Vorgesehen war ein mehrstu-
figer Prozess, der mit der 4. Revision begann,
in den Revisionen 5 und 6a auf die Integration 
fokussierte und mit den Sparmassnahmen 
der Revision 6b abgeschlossen werden sollte. 
Eine wichtige Rolle spielte in diesem Ablauf 
die befristete Zusatzfinanzierung über eine Er-
höhung der Mehrwertsteuer. Anlässlich der 
Abstimmung über die benötigte Erhöhung der 
Mehrwertsteuer wurde den Stimmberechtig- 
ten versichert, dass die Sanierung der IV mit In-
tegrations- und Sparmassnahmen konsequent 
zu Ende geführt wird. Konkret sollen bis Ende 
2017 die IV-Rechnung ohne Sonder finan zie-

rung ausgeglichen und zwischen 2025 und 
2028 die Schuld der IV gegenüber dem AHV-
Fonds getilgt werden.

Prinzip Hoffnung statt Absicherung

Davon will nun eine Mitte-Links-Allianz im Par-
lament nichts mehr wissen. Statt die Errei-
chung des deklarierten Sanierungsziels mit 
Spar massnahmen hieb- und stichfest abzu-
sichern, setzt sie auf das Prinzip Hoffnung. Sie 
macht sich die vom Bundesamt für Sozialver-
sicherungen vorgelegten Finanzperspektiven 
zu eigen, wonach sich die Sanierungsziele  
auch ohne die im Vorlagen-Splitting ausgeschie-
denen Sparmassnahmen erreichen lassen. Dass 
diese Finanz perspektiven mit erheblichen Risi-
ken verbunden sind (tiefere Zuwanderung, 
schlechtere Wirtschaftsentwicklung, Verfehlen 
der Integ rationsziele der IV-Revision 6a u. a.), 
die mit entsprechenden «Puffern» abgesichert 
werden müssten, wird ausgeblendet. Es  
kann auch niemand plausibel erklären, weshalb 
150 Millionen Franken Einsparungen genügen 
sollen, nachdem in der Vernehmlassung noch 
700 Millionen anvisiert wurden.

Der Schweizerische Arbeitgeberverband, der 
sich seinerzeit für die Zusatzfinanzierung  
eingesetzt hatte, betrachtet das Vorgehen der 
parlamentarischen Mehrheit als Vertrauens-
bruch. Wenn man die angeblich bessere Entwick-
lung der IV-Rechnung ohne Gefährdung des 
Sanierungsziels berücksichtigen will, führt der 
ehrliche und konsequente Weg über den vor-
behaltenen Beschluss aller Sparmassnahmen 
und deren gestaffelte Inkraft setz ung je nach 
der finanziellen Entwicklung der IV. Die Abkop-
pelung der Sparmassnah men und der Vorbe-
halt späterer Nachbesserungen, deren politische 
Realisierung keinesfalls gewährleistet ist, sind 
mit dem seinerzeit verspro chenen sicheren Sa-
nierungsprozess nicht vereinbar. Sollte es da-
bei bleiben, ist nicht nur die IV-Revi sion gefähr-
det. Das Parlament würde darüber hinaus für 
künftige Sozialversicherungs-Reformen das ver-
heerende Signal setzen, dass man sich auf  
Sparzusagen in einem etappierten Revisions-
prozess nicht verlassen kann. �
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Fataler Vertrauensbruch
Die Mehrheit im Parlament gefährdet die konsequente Sanierung der 

Invalidenversicherung. Mit der Absage an die ursprünglichen Sparziele 

setzt sie auch ein verheerendes Signal. Thomas Daum
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